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Drucksache Nr. 4235 


Kleine Anfrage Nr. 332 

der Fraktion der FDP, DP, FU (ßP-Z) 


betr. Erklärung des „Rates der Freien Tschecho- 
slowakei” vom 4. Juli 1952. 


Am 4. Juli 1952, dem Tage der amerikanischen Unabhängigkeit, 
hat der ,,Rat der Freien Tschedioslowakei” in Washington eine 
Verlautbarung veröffentlidit, die, in Washington gedruckt, an alle 
Exponenten des „Rates” in den westlichen Ländern als richtung- 
weisendes Programm geschickt und durch mehrere Nachrichten- 
agenturen und Zeitungen vertiflent licht wurde. 

Wir stellen dazu fest, daß der „Rat der Freien ’l'schechoslowakei” 
in keiner Weise berechtigt ist, das demokratische tschechische Exil, 
aber noch viel weniger das der Slowaken zu vertreten. Der „Rat 
der Freien Tsdiechoslowakei” ist die gradlinige Fortsetzung der 
Partei der tschechoslowakischen „Nationalen Front”, die in den 
Jahren 1945-48, in denen bereits alle wirklich antikommunisti- 
schen Parteien in der Tschedioslowakei verboten waren, ihre 
„demokratische Zuverlässigkeit” durch enge Kollaboration mit den 
Kommunisten bewiesen hat. Für die undemokratische und national- 
diauvinistische Haltung dieser Exilorganisation zeugt, daß sie in 
ihrem Programm der Slowakisdien Nation das Selbstbestimmungs- 
recht verweigert und die über 700000 Magyaren der Tschecho- 
slowakei nicht einmal erwähnt, also rechtlich als nichtexistent 
betrachtet. 

Wir müssen die Tatsadie der Veröffentlichung dieses Programms 
zum Anlaß einer Anfrage an die Regierung der Bundesrepublik 
Deutsdvland machen, 

a) weil der „Rat der Freien Tschechoslowakei” vom National 
Commitee for a Free Europe finanziert wird, das seine Tätig- 
keit audi auf dem Gebiet der Bundesrepublik, insbesondere über 
den Sender „Radio Free Europe” ausübt: 

b) weil Exponenten des „Rates der Freien Tschechoslowakei” auf 
westdeutschem Boden über „Radio Free Europe” in München 
zum deutschen Volk und zu den Völkern Europas hinter dem 
Eisernen Vorhang sprechen; 
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c) weil das Programm des „Rates der Freien Tschechoslowakei" 
sidb mit der Vertreibung der Sudetendcutschen und mit Deutsch- 
land befaßt, indem es erklärt: 

„Wir erachten die Aussiedlung der Deutschen aus der Tschecho- 
slowakei als unwiderruflich. Die Aussiedlung wurde mit nach- 
folgender Billigung durdi die amerikanische, britische und fran- 
zösische Regierung in Übereinstimmung mit den Beschlüssen 
der Potsdamer Konferenz und den Anordnungen des Alliierten 
Kontrollrates durchgeführt. Durcli diese Entscheidung beabsich- 
tigten die Großmächte augenfällig, für alle Zukunft zu verhüten, 
daß gewisse Bevölkerungsteile der Tschechoslowakei und anderer 
Staaten wieder die Werkzeuge einer fremden Politik werden, 
die auf die Zerstörung dieser Staaten abzielt. Auf diesem Wege 
wünschten die Großmächte, hiermit den V eltfrieden besser sicher- 
stellend, zweifellos zur Sicherheit von Ost- und Mitteleuropa 
beizutragen. V ir hegen die Zuversidit, daß die Tschechoslowakei 
auf der Grundlage dieser Voraussetzungen nichts davon abhalten 
wird, mit einem demokratischen Deutschland in Beziehung zu 
treten und hierbei eine solche freundschaftliche Zusammenarbeit 
im Auge zu haben, die beiden Nachbarländern zugutekommt 
und im großen Ausmaß zur friedlichen Entwicklung Europas 
beiträgt." 

Da vorliegende Erklärung des „Rates der Freien Tschechoslow akei" 
genau den Grundsätzen entspricht, auf denen die Zusammenarbeit 
zwischen den kommunistischen Regierungen in Prag und Berlin- 
Pankow^ vertraglich begründet ist- (Prager Abkommen), und da 
offensichtlich versucht werden soll, auch westlich des Eisernen 
V orhangs eineZiisammcnarbeitzw ischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der tsdiechoslow akiseben Emigration trotz des an den 
Sudetendeutschen begangenen Verbrechens des Völkermordes her- 
beizuführen, w eil ferner ausdrücklich auf die zustimmende Haltung 
der Regierungen Englands, Frankreichs und der Vereinigten Staaten 
und auf das Potsdamer Abkommen hingewiesen wird, das auch 
die Sow jetzone vom 23. August 1952 zur Grundlage eines Friedens- 
vertrages über Deutschland zu machen beabsichtigt, halten wir es 
als Mitglieder des Deutschen Bundestages für unsere Pflicht, an 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland folgende Anfragen 
zu stellen : 

1. \'ertritt die Regierung der Bundesrepublik Deutschland den 
Standpunkt, daß der Rechtsanspruch auf die Heimat ein all- 
gemeines Menschenrecht ist und daß daher die Voraussetzung 
einer Aufnahme von Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und einer jeden tschediischen politisdien Vertretung 
die Anerkennung des uneingeschränkten Heimatrechts der Sudeten- 
deutschen ist? 



2. Ist die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Ansicht, 
daß die Tätigkeit des „Rates der Freien Tschechoslowakei” und 
der tschechoslowakischen Vereinigungen, die von der erwähnten 
Exilorganisation unterstützt werden oder ihr angeschlossen sind 
oder mit ihr Zusammenarbeiten, soweit sie auf dem Boden der 
Bundesrepublik tätig sind, die innere Ordnung der Bundes- 
republik Deutschland gefährden? 

3. Was gedenkt die Regierung der Bundesrepublik angesichts der 
Tatsache zu tun, daß Exponenten des „Rates der Freien Tschecho- 
slowakei” über „Radio Free Europe” in München sprechen können, 
während solche Rechte weder den Sudetendeutschen noch den 
verständigungsbereiten tschechischen Emigranten noch den für 
das Selbstbestimmungsredit ihrer Nation eintretenden Slowaken 
gewährt werden? 

4. Ist die Regierung der Bundesrepublik Deutschland bereit, zu er- 
klären, daß sie die V^ertreibung einer Volksgruppe aus ihrer 
Heimat, insbesondere unter den Umständen, unter denen die 
Vertreibung deutscher Volksgruppen nadi 1945 erfolgt ist, als 
Verstoß gegen Völker- und Menschenrecht verurteilt und dem- 
gemäß den Potsdamer Beschlüssen jede Rechtsverbindlichkeit 
abspridil? 
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